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A. Entsdhiießung vom 22. Juni 1972 


— Drucksache W 3569 — 

Der Deutsche Bundestag hat am 22. Juni 1972 die 
nachstehende Entschließung gefaßt: 

„Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung, daß 
über die Verabschiedung des Bundesgrenzschutz- 
gesetzes hinaus weitere Maßnahmen erforderlich 
sind, um den Bundesgrenzschutz auch zu einer lei- 
stungsfähigen und stets einsatzbereiten Polizei aus- 
zugestalten. 

Deshalb wird die Bundesregierung ersucht: 

1. die notwendigen Maßnahmen zu treffen, um 

a) die Rechtsstellung der Beamten des Bundes- 
grenzschutzes einschließlich des Laufbahn- 
rechts, 

b) ihre Ausbildung und 

c) die Ausrüstung des Bundesgrenzschutzes 

folgerichtig so fortzuentwickeln, wie es die ge- 
setzlichen Aufgaben des Bundesgrenzschutzes er- 
fordern; 


B. Bericht der Bundesregierung 


Zu der Entschließung des Deutschen Bundestages 
berichte ich namens der Bundesregierung: 


I. Fortentwicklung des Bundesgrenzschutzes 
Im allgemeinen 

Der Bundesgrenzschutz ist vor nunmehr 23 Jahren 
aufgrund des am 21. März 1951 in Kraft getretenen 
Gesetzes über den Bundesgrenzschutz und die Ein- 
richtung von BGS-Behörden aufgestellt worden. Seit 
dieser Zeit hat sich wie auf allen Gebieten des öf- 
fentlichen Lebens auch im Sicherheitsbereich ein 
vielfacher Wandel vollzogen, dem sich die staat- 
lichen Institutionen stellen müssen. 

Von den Einrichtungen der inneren Sicherheit hat 
gerade der Bundesgrenzschutz in erheblichem Aus- 
maße Veränderungen erfahren. Dies deshalb, weil 
dieser Polizei des Bundes neben der ursprünglich 
einzigen Aufgabe, den grenzpolizeilichen Schutz des 
Bundesgebietes zu gewährleisten, in großem Um- 


2. mit allen Kräften darauf hinzuwirken, daß die 
Heranziehung von Grenzschutzdienstpflichtigen 
zum Grenzschutzgrunddienst möglichst bald ent- 
behrlich wird; 

3. die Bemühungen um das Zustandekommen einer 
internationalen Polizeikonvention auch weiter- 
hin zu fördern; 

4. dem Deutschen Bundestag bis zum 31. Dezem- 
ber 1974 zu berichten über 

a) die gemäß Nummer 1 getroffenen Maßnah- 
men, 

b) die Frage, ob die Heranziehung von Grenz- 
schutzdienstpflichtigen zum Grenzschutz- 
grunddienst noch weiter erforderlich ist, 

c) das Ergebnis der Bemühungen um das Zu- 
standekommen einer internationalen Polizei- 
konvention und 

d) die Frage, ob danach der Kombattantenstatus 
für die Verbände des Bundesgrenzschutzes 
noch weiter erforderlich ist." 


fang neue Aufgaben und Verwendungsmöglichkei- 
ten zugewachsen sind. Nach dem BGS-Gesetz vom 
18. August 1972 sind dem Bundesgrenzschutz wei- 
tere verantwortliche Aufgaben und Funktionen im 
Bereich der inneren Sicherheit zugewiesen worden. 
Insbesondere ist in dem neugefaßten Artikel 35 
Abs. 2 des Grundgesetzes in Verbindung mit § 9 
BSG-Gesetz ein Sicherheitsverband zwischen Bund 
und Ländern gebilligt und gesetzlich festgeschrieben 
worden. Auch das im Jahre 1972 verabschiedete 
„Programm für die Innere Sicherheit in der Bundes- 
republik Deutschland" der Ständigen Konferenz der 
InnenministerZ-senatoren fordert, daß „eine Unter- 
stützung der Länderpolizeien durch den Bundes- 
grenzschutz ständig gewährleistet sein" muß. 

Der Bundesgrenzschutz muß sich folglich darauf ein- 
stellen, neben seinen Grenzschutz- und sonstigen 
Aufgaben die Funktion einer ständig verfügbaren 
Eingreifreserve für Einsätze zur Unterstützung der 
Länderpolizeien wahrnehmen zu können. Da es sich 
hierbei nicht um einen bloßen Aufgabenzuwachs, 
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sondern um teilweise anders geartete Einsatzbe- 
reiche handelt, ist es notwendig, den Bundesgrenz- 
schutz im Rahmen seiner Fortentwicklung hierauf 
auszurichten. Die dabei notwendigen Maßnahmen 
erstrecken sich insbesondere auf die Personalstruk- 
tur, das Laufbahnrecht, die Ausbildung und die Aus- 
rüstung des Bundesgrenzschutzes, über die nach der 
Entschließung des Bundestages zu berichten ist. Sie 
umfassen aber auch Maßnahmen der Organisation 
und der Rechtsetzung, über die wegen des Zusam- 
menhangs mitberichtet wird. 

Die Bundesregierung hat sich schon vor Verabschie- 
dung des BGS-Gesetzes vom 18. August 1972 um 
eine Fortentwicklung des Bundesgrenzschutzes in 
dieser Richtung bemüht. Sie sieht sich darin durch 
die vorerwähnte Entschließung vom 22. Juni 1972 
nachdrücklich bestätigt. Die Bundesregierung hat 
nach Verabschiedung des BGS-Gesetzes und der 
Entschließung ihre Anstrengungen verstärkt, den 
Bundesgrenzschutz zur Wahrnehmung auch seiner 
neuen Aufgaben zu befähigen. Sie hat dabei das 
Ziel verfolgt, den Bundesgrenzschutz, soweit mög- 
lich, an die Polizeien der Länder anziigleichen. Da 
der Bundesgrenzschutz jedoch wegen seiner speziel- 
len polizeilichen Aufgabe in der Grenzsicherung und 
wegen seiner überwiegend verbandsmäßigen Struk- 
tur nicht in allen Punkten an die Regelungen für die 
Polizeien der Länder angeglichen werden kann, las- 
sen sich bestimmte Sonderregelungen auch in Zu- 
kunft nicht vermeiden. Die Bundesregierung handelt 
dabei nach dem Grundsatz: Anpassung an die Poli- 
zeien der Länder soweit möglich, Sonderregelungen 
soweit nötig. 

Die Maßnahmen zur Fortentwicklung des Bundes- 
grenzschutzes sind in den letzten Jahren durch die 
außerordentlich hohe Einsatzbelastung des Bundes- 
grenzschutzes, insbesondere durch Anforderungen 
zur Unterstützung der Länderpolizeien und anderer 
Sicherheitsorgane erschwert worden. In Abschnitt III 
werden Beispiele für die den üblichen Rahmen über- 
steigenden Einsatzbelastungen des Bundesgrenz- 
schutzes aufgeführt. Trotz , der vermehrten Inan- 
spruchnahme für Einsätze war es möglich, die Maß- 
nahmen zur Ausrichtung des Bundesgrenzschutzes 
auf seine neu umschriebenen Aufgaben und Ver- 
wendungsmöglichkeiten mit Erfolg voranzutreiben. 
Bei ihren Bemühungen mußte die Bundesregierung 
den Erfordernissen der Stabilitätspolitik und des 
Haushalts Rechnung tragen. Wenn die Bundesregie- 
rung auch den Belangen der inneren Sicherheit 
einen hohen Rang beigemessen hat, so ließ es sich 
doch nicht umgehen, manche wünschenswerte Maß- 
nahme zurückzustellen. 


II. Maßnahmen in einzelnen Bereichen 

1 Rechtsstellung der Beamten des Bundesgrenz- 
schutzes einschließlich des Laufbahnrechts 

Die Aufgaben, die dem Bundesgrenzschutz zuge- 
wiesen sind, unterscheiden sich der Art nach nicht 
von denen, die den Polizeien der Länder übertragen 
sind. Die Polizeivollzugsbeamten des Bundesgrenz- 


schutzes und der Länder müssen daher grundsätzlich 
gleichwertig ausgebildet werden. Deshalb ist es not- 
wendig, das Dienstrecht des Bundesgrenzschutzes in 
Übereinstimmung mit der Forderung der Innenmini- 
sterkonferenz weitgehend an das Dienstrecht der 
Polizeien der Länder anzugleichen. Das hat umge- 
kehrt zur Folge, daß die bisherigen, den Vorschrif- 
ten für die Soldaten der Bundeswehr entsprechen- 
den Regelungen entfallen müssen, wie z. B. die Fest- 
legung begrenzter Dienstzeiten für Polizeivollzugs- 
beamte auf Widerruf mit der damit verbun^^en 
Gewährung von Dienstzeitprämien, Übergangsver- 
sorgung und Berufsförderung für andere Berufe 
nach dem Ausscheiden aus dem Bundesgrenzschutz. 

1.1 

Auf der Grundlage eines Beschlusses der Bundes- 
regierung vom 24. April 1974 hat der Bundesmini- 
ster des Innern den Entwurf eines Gesetzes über die 
Personalstruktur des Bundesgrenzschutzes erstellt, 
der das Dienst- und Besoldungsrecht für die Polizei- 
vollzugsbeamten im Bundesgrenzschutz an das für 
die Polizeien der Länder angleichen soll. Die Beteili- 
gung der Berufsvertretungen nach § 94 BBG ist be- 
reits erfolgt. Der Entwurf wird nach Beteiligung des 
Bundespersonalausschusses (§ 98 BBG) und der in 
Kürze zu erwartenden Beschlußfassung durch die 
Bundesregierung den Gesetzgebungsorganen un- 
verzüglich zugeleitet werden. 

Dieses Gesetzesvorhaben sieht vor, das Bundespoli- 
zeibeamtengesetz (BPolBG) neu zu gestalten. Auch 
das Bundesbesoldungsgesetz soll wesentliche Än- 
derungen mit dem Ziel erfahren, die Zuordnung der 
Ämter der Polizeivollzugsbeamten im Bundesgrenz- 
schutz zu den Besoldungsgruppen den Regelungen 
in den Ländern anzupassen. 

Im einzelnen handelt es sich um folgende Maßnah- 
men: 

1 . 1.1 

Neuordnung des Laufbahnsystems: 

— Schaffung eines polizeitypischen Laufbahngefü- 
ges (mittlerer, gehobener und höherer Polizei- 
vollzugsdienst), 

— Wegfall der auch bei den Polizeien der Länder 
nicht vorhandenen, dem einfachen Dienst zuzu- 
ordnenden Ämter der Besoldungsgruppen A 1 
bis A 4, 

— Wegfall der Ämter der Stabsmeister und Ober- 
stabsmeister im Bundesgrenzschutz. 

1 . 1.2 

Maßnahmen, die der Ausgestaltung des Berufs des 
Polizeivollzugsbeamten i.BGS zu einem Lebensberuf 
dienen: 

— Wegfall der bisherigen Regelungen für Polizei- 
vollzugsbeamte im Bundesgrenzschutz auf Wi- 
derruf mit begrenzten Dienstzeiten (Berufsför- 
derung, Übergangsversorgung, Dienstzeitprä- 
mien). 

— Erleichterung der Versetzung eines Polizeivoll- 
zugsbeamten im Bundesgrenzschutz in den Poli- 
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zeidienst eines Landes oder auch in andere 
Zweige der Bundesverwaltung. 

1.1.3 

Einführung der in der Polizei sonst üblichen Amts- 
bezeichnungen 

1.1.4 

Anpassung der Amterbewertung 

— Zuordnung des Eingangsamtes des mittleren Po- 
lizeivollzugsdienstes zur Besoldungsgruppe A 6 
(Polizeihauptwachtmeister im Bundesgrenz- 
schutz), 

— Überleitung der Obermeister und Hauptmeister 
im Bundesgrenzschutz in die bei den Polizeien 
der Länder für diese Ämter vorgesehenen Besol- 
dungsgruppen A 8 bzw. A 9 (Polizeiobermeiister 
bzw. Polizeihauptmeister im Bundesgrenzschutz), 
soweit die bisherige Einordnung der Ämter da- 
von abweicht, 

— Öffnung der Besoldungsgruppe A 13 für den ge- 
hobenen Polizeivollzugsidienst (Erster Polizei- 
hauptkommissar im Bundesgrenzschutz). 

1.1.5 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes mit dem Ziel der 
Angleichung an die für die Polizeien der Länder gel- 
tende Regelung über die Befreiung von der Leistung 
des Grundwehrdienstes erst nach einer Dienstzeit 
von drei Jahren und nicht schon — wie bisher — 
von zwei Jahren. 

1.2 

Die Änderung des Dienst- und Besoldungsrechts für 
die Polizeivollzugsbeamten im Bundesgrenzschutz 
soll ergänzt werden durch eine funktionsgerechte 
Angleichung der tatsächlichen Steil enverhältni'sse 
an entsprechende Verhältnisse bei den Polizeien 
der Länder. Diese Maßnahme soll nach dem Inkraft- 
treten des Entwurfs des Gesetzes über die Personal- 
struktur des Bundesgrenzschutzes in einem fünfjäh- 
rigen Stufenplan durchgeführt werden, um die Be- 
förderungschancen für die Polizeivollzugsbeamten 
im Bundesgrenzschutz nach Maßgabe sachgerechter 
Stellenbewertung denen für entsprechende Polizei- 
vollzugsbeamten der Länder anzupassen. 

1.3 

Der vom Bundesminister des Innern erstellte Gesetz- 
entwurf geht davon aus, daß der Teil der Polizei- 
vollzugsbeamten des Bundesgrenzschutzes, der nicht 
auf Dauer im Bundesgrenzschutz verbleiben kann, 
prüfungsfrei in die Polizeien der Länder überführt 
wird. Die Ständige Konferenz der Innenminister/ 
-Senatoren der Länder hat auf ihrer Sitzung vom 
13./14. September 1974 von der dem Gesetzentwurf 
zugrunde liegenden Konzeption Kenntnis genommen. 
Sie hat den Bundesminister des Innern gebeten, zu 
gegebener Zeit den Entwurf einer Vereinbarung 
über die Übernahme von ausgebildeten Polizeivoll- 
zugsbeamten des Bundesgrenzschutzes dur(±L die 
Polizeien der Länder zu erarbeiten und den Innen- 
ministemZ-senatoren der Länder zu übermitteln. 


1.4 

Die Neugestaltung der Personalstruktur des Bundes- 
grenzschutzes macht auch eine Neuregelung des 
Laufbahn rechts für die Polizei vollzugsbeamten des 
Bundesgrenzschutzes erforderlich. Die gesetzlichen 
Grundlagen ergeben sich aus dem vorstehend auf- 
geführten Gesetzentwurf. Für das neue Laufbahn- 
recht sind noch weitere wesentliche Vorarbeiten ge- 
leistet. Die Ständige Konferenz der Innenminister/ 
-Senatoren der Länder hat zur Verwirklichung ihres 
Programms für die Innere Sicherheit im Jahre 1973 
einen besonderen Ausschuß gebildet, der den Ent- 
wurf einer Musterlaufbahnverordnung für die Poli- 
zeivollzugsbeamten in Bund und Ländern erarbeiten 
soll. Es wird erwartet, daß dieser Ausschuß seine 
Vorschläge im Jahre 1975 vorlegen wird. Dieser Ent- 
wurf wird dann auch die Grundlage für die Lauf- 
bahnverordnung für die Polizeivollzugsbeamten im 
Bundesgrenzschutz bilden. 

1.5 

In Anpassung an Regelungen der Länder wurde mit 
der Fünften Verordnung zur Änderung der zur Zeit 
geltenden BGS-Laufbahnverordnung vom 27. Mai 
1974 (BGBl. I S. 1191) bereits 

— das Mindestalter für die Einstellung in den Bun- 
desgrenzschutz auf das 16. Lebensjahr herabge- 
setzt, 

— die Fachhochschulreife als Bildungsvoraussetzung 
für den gehobenen Polizeivollzugsdienst im Bun- 
desgrenzschutz eingeführt, 

— bewährten Angehörigen des mittleren Polizei- 
vollzugsdienstes (Unterführern) die Möglichkeit 
eröffnet, bereits nach sieben (früher zehn) Dienst- 
jahren und Absolvierung des Aufbaulehrgangs 
der Grenzschutzfachschule zur Ausbildung für den 
gehobenen Polizeivollzugsdienst (Offizierlauf- 
bahn) zugelassen zu werden. 

1.6 

Mit dem Ziel, den Beruf des Polizeivollzugsbeamten 
im Bundesgrenzschutz zu einem Lebensberuf aus- 
zugestalten, sind im Vorgriff auf die vorgesehene 
gesetzliche Regelung bereits folgende Maßnahmen 
getroffen worden: 

— In den Jahren 1973 und 1974 ist die Zahl der 
Planstellen für Beamte auf Lebenszeit im mittle- 
ren Dienst um insgesamt etwa 400 erhöht wor- 
den; 

— das Zweite Besoldungserhöhungsgesetz hat für 
die Polizeivollzugsbeamten im Bundesgrenz- 
schutz, die mindestens zwei Dienst jahre abge- 
leistet haben, die Polizeizulage eingeführt; 

— seit Oktober 1973. werden Grenzschutzdienst- 
pflichtige nicht mehr zum Grenzschutzgrund- 
dienst herangezogen (vgl. Abschnitt 11. 7). 

1.7 

Die haushaltsmäßigen Auswirkungen der Neuge- 
staltung der Personalstruktur des Bundesgrenz- 
schutzes sind in dem Entwurf des Haushaltsplans 
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1975 berücksichtigt. Die Bundesregierung hat ent- 
sprechende Beträge auch in ihre Finanzplanung 
auf genommen. 


2 Ausbildung der Beamten des 
Bundesgrenzschutzes 

Das BGS-Gesetz macht eine neue Konzeption für die 
Ausbildung im Bundesgrenzschutz notwendig. Dem 
entspricht auch die Forderung der Konferenz der 
InnenministerZ-senatoren der Länder im „Programm 
für die Innere Sicherheit in der Bundesrepublik 
Deutschland". Die Ausbildung der Polizeivollzugs- 
beamten des Bundesgrenzschutzes muß soweit wie 
möglich an die der Polizeivollzugsbeamten der Län- 
der angeglichen werden. 

Zur Vorbereitung der neuen Ausbildungskonzeption 
beauftragte der Bundesminister des Innern im Jahre 
1973 im Einvernehmen mit den Ländern einen Bund/ 
Länder-Beirat „Ausbildung beim BGS" mit der Erar- 
beitung von Vorschlägen für eine Ausbildung, die 
grundsätzlich den länderpolizeilichen Richtlinien 
entsprechen sollen. Der Beirat hat seine Vorschläge 
im Mai 1974 in einem Bericht vorgelegt. 

Der Bundesminister des Innern hat die darin ausge- 
arbeitete Konzeption grundsätzlich gebilligt. 

2.1 Ausbildung der einzelnen Laufbahnen 

2.1.1 Ausbildung des mittleren Polizelvollzugsdienstes 

— Die Grundausbildung der Vollzugsbeamten des 
Bundesgrenzschutzes soll wie bei den Ländern 
ein Jahr betragen und ebenso wie bei den Län- 
dern grundsätzlich von Einsätzen ungestört ver- 
laufen. Schwerpunkte der Grundausbildung sind 
die rechtskundlichen Fächer und die Polizeiver- 
wendungslehre. 

— Im zweiten Dienstjahr soll der Polizei vollzugs- 
beamte im Bundesgrenzschutz eine Vertiefung 
und Erweiterung seiner bisherigen Ausbildung 
erfahren. Gleichzeitig steht er für ausbildungs- 
begleitende Einsätze zur Verfügung. 

— Das dritte Dienstjahr ist vorgesehen 

bei Polizeivollzugsbeamten, die bereits mit dem 
mittleren Bildungsabschluß in den Bundesgrenz- 
schutz eingetreten sind, für die Durchführung 
des halbjährigen Laufbahnlehrgangs und der 
Laufbahnprüfung, 

bei Polizeivollzugsbeamten, die ohne den mittle- 
ren Bildungsabschluß in den Bundesgrenzschutz 
eingetreten sind, für die Vermittlung dieses Bil- 
dungsabschlusses, der Voraussetzung für die Zu- 
lassung zum Laufbahnlehrgang ist, sofern es auch 
bei den Ländern bei dieser Konzeption bleibt. 

— Im vierten Dienstjahr absolvieren Beamte, denen 
im Bundesgrenzschutz der mittlere Bildungsab- 
schluß vermittelt worden ist, den Laufbahnlehr- 
gang für den mittleren Polizeivollzugsdienst und 
legen anschließend die Laufbahnprüfung ab. 

Laufbahnlehrgang und Laufbahnprüfung für den 
mittleren Polizeivollzugsdienst werden inhaltlich 


so ausgestaltet, daß die erworbene Laufbahnbe- 
fähigung auch für die Polizeien der Länder gilt. 

Um dies zu gewährleisten, sollen Vertreter der 
Länder Gelegenheit haben, an den Prüfungen 
teilzunehmen. 

Gegenwärtig noch laufende entsprechende Laufbahn- 
lehrgänge des Bundesgrenzschutzes werden schritt- 
weise diesen Vorstellungen angepaßt. 

Im Vorgriff auf die neue Gesamtregelung der Aus- 
bildung sind am 1. Oktober 1974 neue Richtlinien 
für die Grundausbildung im Bundesgrenzschutz in 
Kraft gesetzt worden. 

2.1.2 Ausbildung des gehobenen Polizeivollzugsdienstes 

Die von den Ländern beabsichtigte und z. T. bereits 
eingeleitete Ausbildung der Anwärter für den ge- 
hobenen Polizei Vollzugs dienst im Rahmen eines 
Fachhochschulstudiums wird für den Bundesgrenz- 
schutz ebenfalls angestrebt. Zwischenzeitlich wird 
die Ausbildung der Anwärter für den gehobenen 
Polizeivollzugsdienst im Bundesgrenzschutz in enger 
Anlehnung an die Empfehlungen des vorgenannten 
Bund/Länder-Beirates in einer Ablegung der Lauf- 
bahnprüfung an der Grenzschutzschule in Lübeck be- 
trieben. 

Auch in dieser Laufbahn hat sich in den Ausbil- 
dungsinhalten eine Schwerpunktverschiebung zu- 
gunsten der rechtskundlichen, auch das Polizeirecht 
der Länder beachtenden Ausbildung ergeben. Im 
Fach Polizeiverwendung wird eine Ausbildung be- 
trieben, die auch die nach dem BGS-Gesetz vorgese- 
henen und praktizierten länderunterstützenden Auf- 
gaben berücksichtigt. 

2.1.3 Ausbildung des höheren Polizeivollzugsdienstes 

Die bisherige Stabsoffizierausbildung wird ab 1975 
an die Ausbildung der Anwärter für den höheren 
Polizeivollzugsdienst der Länder herangeführt. Sie 
richtet sich nach dem vom Kuratorium bei der Poli- 
zeiführungsakademie Hiltrup herausgegebenen Stu- 
dienplan und dauert zwei Jahre. 

Das erste Ausbildungsjahr wird wie bei den Länder- 
beamten im eigenen Dienstbereich, und zwar an der 
Grenzschutzschule und bei Einheiten des Bundes- 
grenzschutzes absolviert. Die Lehrpläne des Bundes- 
grenzschutzes sind auf die der Länderpolizeien ab- 
gestimmt. Auch Ausbildungseinrichtungen der Län- 
derpolizeien und des Bundeskriminalamtes werden 
im Rahmen der Ausbildung in Anspruch genommen. 

Im zweiten Ausbildungsjahr werden die Polizeivoll- 
zugsbeamten im Bundesgrenzschutz am Lehrgang für 
Polizeianwärter an der Polizeiführungsakademie 
Hiltrup teilnehmen und dort gemeinsam mit den 
Polizeiratsanwärtern der Länder die Ausbildung mit 
der Prüfung für den höheren Polizeivollzugsdienst 
abschließen. 

2.2 Weitere Maßnahmen zur Verbesserung und 
Erweiterung der Ausbildung 

Gleichlaufend mit der Planung der neuen Ausbil- 
dungskonzeption und den bereits angelaufenen Maß- 
nahmen zu ihrer Verwirklichung wurden und wer- 
den weitere Vor'haben durchgeführt, die der polizei- 
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liehen FortbiMung der Polizeivollzugsbeamten des 

Bundesgrenzschutzes und der Vertiefung der Aus- 
bildungskontakte zu den Polizeien der Länder die- 
nen. Im einzelnen sind zu nennen: 

— - Durchführung von Seminaren und Rechtskunde- 
Weiterbildungslehrgängen für Führungspersonal, 

— Neufassung des Ausbildungsplans für Unterfüh- 
rerlehrgänge, 

— Entlastung der Grenzschutzschule zur Erhöhung 
ihrer Effektivität bei Laufbahnlehrgängen durch 
die Verlagerung einiger Funktionslehrgänge in 
die Grenzschutzkommandos, 

— Einrichtung von Lehrgängen bei den Grenzschutz- 
kommandos zur Einweisung in die Durchführung 
von polizeilichen Ermittlungen, 

— Intensivierung der Ausbildung in den Bereichen 
„Polizeidienstkunde, Dokumentations- und Be- 
weissicherung, Erkennungsdienst/Kriminalistik" 
für Führungskräfte und für Beamte in bestimm- 
ten Funktionen mit Unterstützung der Länder- 
polizeien, 

— Ausbildung am Wasserwerfer unter Mitwirkung 
der Bereitschaftspolizeien, 

— Einweisungslehrgänge für Polizeivollzugsbeamte 
im Bundesgrenzschutz, die für Auslandsverwen- 
dungen vorgesehen sind, 

— Entsendung von jährlich bis zu 80 Beamten des 
gehobenen und höheren Vollzugsdienstes in den 
Jahren 1972 bis 1974 an die Polizeiführungsaka- 
demie Hiltrup zu Seminaren, Arbeitstagungen 
und sonstigen Fortbildungsveranstaltungen, 

— Abordnung einzelner Beamter des Bundesgrenz- 
schutzes zur Dienstleistung in den Länderpoli- 
zeien, 

— wesentliche Erhöhung der Zahl der Polizeidienst- 
vorschriften, die gemeinsam für die Polizeien 
der Länder und für den Bundesgrenzschutz gelten 
(wird mit Nachdruck verfolgt), 

— Mitwirkung von Angehörigen des Bundesgrenz- 
schutzes in der Vorschriftenkommission und der 
Technischen Kommission des Arbeitskreises II 
der Innenministerkonferenz in allen gemeinsa- 
men Angelegenheiten, 

— Mitarbeit des Bundesgrenzschutzes in der Ar- 
beitsgruppe „Koordinierung der Ausbildung an 
den Fernmeldeschulen'\ die die Ausbildung an 
den Fernmeldeschulen des Bundes und der Län- 
der koordiniert und dafür einheitliche Stoffpläne 
ausarbeitet, 

— gegenseitige Unterstützung von Bundesgrenz- 
schutz und Polizeien der Länder bei der Ausbil- 
dung durch Bereitstellung von Ausibildungsper- 
sonal und Ausbildungskapazitäten. 



1 mittlerer Dienst 

1 gehobener Dienst 

1972 

353 

51 

1973 

545 

72 

1974 

375 

51 


1 273 

174 


“ Ausbildung fliegenden Personals für die Hub- 
schrauberstaffeln der Länder. 


2.3 

Das erheblich vergrößerte Ausbildungspensum und 
die außergewöhnlich hohe Zahl der Dienstanfänger, 
die 1974 in den Bundesgrenzschutz eingetreten sind 
(6654), beanspruchen ihn bis an die Grenze seiner 
Belastbarkeit. 

Die derzeitige hohe Einsatzbelastung des Bundes- 
grenzschutzes macht es unvermeidbar, ausnahms- 
weise auch Polizeivollzugsbeamte einzusetzen, die 
ihre Grundausbildung noch nicht beendet haben. Die 
Situation ist insoweit die gleiche wie bei den Bereit- 
schaftspolizeien der Länder. Während der letzten 
drei Jahre war es nur in vier Bundesländern mög- 
lich, in der Grundausbildung stehende Beamte nicht 
zu Einsätzen heranzuziehen. 

3 Ausstattung des Bundesgrenzschutzes 

Bei der nach Verabschiedung des BGS-Gesetzes 
durchgeführten Überprüfung der Ausstattung des 
Bundesgrenzschutzes ließ sich die Bundesregierung 
von der Überlegung leiten, daß die Ausstattung auf- 
gabengerecht, d. h, allen polizeilichen Aufgaben und 
Verwendungen des Bundesgrenzschutzes angemes- 
sen sein muß. 

3.1 Waffenwesen 

3.1.1 Ausscheiden nicht geeigneter Waffen 

Aus der Ausstattung des Bundesgrenzschutzes wur- 
den ausgeschieden: 

— Granatwerfer, 

— Sonderwagen III mit Bordkanone, 

— Minen. 

Die verbleibende Bewaffnung des Bundesgrenzschut- 
zes berücksichtigt seine besonderen Aufgaben, de- 
nen im „Programm für die Innere Sicherheit" Rech- 
nung getragen ist. 

3.1.2 Ergänzung der Ausstattung 

Im Berichtszeitraum wurde die polizeiliche Ausstat- 
tung des Bundesgrenzschutzes erheblich erweitert. 
Neueingestellt wurden: 

— Wasserwerfer-Kraftwagen 

Die Beschaffung soll 1975 abgeschlossen werden. 
Vorgesehen ist ein Soll von 46 Stück. 


An der Grenzschutzschule wurden z. B. in den 
Jahren 1972 bis 1974 Angehörige der Bereit- 
schaftspolizeien der Länder wie folgt ausgebildet: 


— Lichtmast- Wagen zum Ausleuchten von Tatorten. 

Die im Jahre 1973 begonnene Beschaffung von 
Lichtmast- Wagen wurde 1974 abgeschlossen. Der 
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Bundesgrenzschutz verfügt nunmehr über 13 
Lichtmaste auf Lastkraftwagen oder Anhängern. 

— Weiteres polizeiliches Sperrgerät 

Das in den Grenzschutzabteilungen vorhandene 
Sperrgerät für den geschützten Sonderwagen I 
zum beweglichen Sperreinsatz wurde verdrei- 
facht. Jede Abteilung verfügt jetzt über Sperr- 
geräte für 15 Sonderwagen. 

— ' Schutzschilde, Schutzhelme und Schutzwesten, 
Schlagstöcke (lang) 

Die Ausstattung wurde wesentlich vermehrt; das 
Beschaffungsprogramm wurde 1975 abgeschlos- 
sen. Damit ist der Bundesgrenzschutz auch für 
Aufgaben im Großen Sicherheits- und Ordnungs- 
dienst aus gestattet. 

— • Nachtsicht- und Beobachtungsgeräte 

271 Nachtsicht- und Beobachtungsgeräte wurden 
beschafft und an die Grenzschutzabteilungen aus- 
geliefert. 

— Nachtzielgerät für Präzisionsschützen 

60 Nachtzielgeräte für Präzisionsschützen der 
GSG 9 wurden beschafft und ausgeliefert. 

— Tränengaswurfkörper 

Die Entwicklung und Einführung von Tränengas- 
wurfkörpern für den gesamten polizeilichen An- 
wendungsbereich ist abgeschlossen. 

— Raumschießanlagen 

Seit 1973 werden Raumschießanlagen zur Verbes- 
serung der polizeilichen Schießausbildung mit 
Faustf euer Waffen bei den Grenzschutz ab teilun- 
gen installiert. Bisher wurden neun Anlagen be- 
schafft. Alle Grenzschutzabteilungen werden ent- 
sprechend ausgestattet. 

— • Film- und Fotogerät für Beweis- und Spuren- 
sicherung 

Die Ausstattung mit Film- und Fotogerät für Be- 
weis- und Spurensicherung wird 1975 begonnen 
und 1976 abgeschlossen werden. 

— Sonderausstattung für die Grenzschutzgruppe 9 

— Weitere polizeiliche Einsatzmittel. 

Der Bundesminister des Innern beteiligt sich an der 
Entwicklung von neuartigen polizeilichen Einsatz- 
mitteln, die besonders den Grundsatz der Verhält- 
nismäßigkeit der Mittel beim Einsatz berücksichtigen 
und die Anwendung der Schußwaffe möglichst ver- 
meidbar machen. 

3.2 Kraftfahrzeuge 

In der Ausstattung mit Kraftfahrzeugen ist der Bun- 
desgrenzschutz ebenso wie die Polizeien der Länder 
auf die Beschaffung handelsüblicher nichtgeländefä- 
higer Kraftfahrzeuge übergegangen. Im Jahre 1973 
wurden 273 und 1974 weitere 193 Kraftfahrzeuge 
dieser Art beschafft. 205 dieser Fahrzeuge sind 
Gruppenkraftwagen. Geländefähige Kraftfahrzeuge 
werden nur noch beschafft werden, wenn der spe- 


zielle Einsatzzweck es erfordert. Hierfür kommen 
insbesondere geschützte Sonderwagen und Fern- 
meldekraftfahrzeuge in Betracht. 

Die neubeschafften Kraftfahrzeuge sind typengleich 
mit denen der Bereitschaftspolizeien der Länder. 

3.3 Fernmeldewesen 

Alle fernmeldetechnischen und -taktischen Maßnah- 
men des Bundesgrenzschutzes sind mit den Polizeien 
der Länder abgestimmt. 

3.3.1 Fernmeldeverbund zwischen Bund und Ländern 

Die FernmeMeausstattung der Einsatzabteilungen 
des Bundesgrenzschutzes entspricht der der Bereit- 
schaftspolizeiabteilungen der Länder. Da auch die 
Ausbildungs“ und Betriebsvorschriften einheitlich 
sind, können bei gemeinsamen Einsätzen Fernmelde- 
verbindungen zwischen ihnen hergestellt werden. 

Das Polizeifunknetz der Oberen Netzebene wurde 
neu gestaltet und von Tastbetrieb auf verschlüssel- 
ten, fehlergesicherten Fernschreibfunkbetrieb umge- 
stellt. Leitung und Betrieb der Polizeileitfunkstelle 
des Bundes als Sternleitfunkstelle obliegen dem Bun- 
desgrenzschutz. Die Leitfunkstellen der Grenzschutz- 
kommandos sind in das Funknetz der Oberen Netz- 
ebene einbezogen, so daß ständige Fernschreibfunk- 
verbindungen zwischen den Innenministerien der 
Länder und den Grenzschutzkommandos bestehen. 
Ab 1976 ist der Einsatz einer rechnergesteuerten 
Speichervermittlung bei der Polizeileitfunkstelle 
des Bundes vorgesehen. 

3.3.2 Verbesserung der Fernmeldeausstattung des Bundes- 
grenzschutzes 

Die Fernmeldeausstattung des Bundesgrenzschutzes 
wurde bzw. wird weiter verbessert: 

— Kleinstsprechfunkgeräte für verdeckte Trage- 
weise, Tonbandgeräte und Kassettenrecorder für 
die Einsatzdokumentation sowie Lautsprecher- 
sätze wurde beschafft. 

— Spezialeinheiten des Bundesgrenzschutzes wur- 
den mit Sprachverschleierungsgeräten zur abhör- 
geschützten Abwicklung des Sprechfunkverkehrs 
ausgerüstet. Auch hier verwenden Bund und 
Länder einheitliche Geräte. 

— Die Grenzschutzgruppe 9 wurde mit Spezialfem- 
meldegerät zum Einsatz bei der Bekämpfung der 
Gewaltkriminalität aus gestattet. 

— Ab 1975 werden die ortsfesten Funkstellen und 
die beweglichen Funktrupps des Bundesgrenz- 
schutzes und der Bereitschaftspolizeien der Län- 
der von Tast- auf fehlerkorrigierten Fernschreib- 
funkbetrieb umgestellt. Diese Maßnahme wird 
es den Bereitschaftspolizeien und dem Bundes- 
grenzschutz ermöglichen, jederzeit von den 
öffentlichen Netzen unabhängige, leistungsfähige 
Fernmeldeverbindungen herzustellen und zu be- 
treiben. 

3.4 Bekleidung 

Die Dienstkleidung der Polizeivollzugsbeamten des 
Bundesgrenzschutzes wird verstärkt den Erforder- 


7 



Drucksache 7/3170 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


nissen vielseitiger polizeilicher Verwendung ange- 
paßt. Ziel dieses Anpassungsprozesses ist es vor 
allem> trageleichte Dienstbeklerdungsstücke zu schaf- 
fen, die dem Beamten bei der Durchführung seiner 
polizeilichen Aufgaben ein hohes Maß an Beweg- 
lichkeit, zugleich aber auch optimale Sicherheit ge- 
gen Gewalteinwirkungen durch Störer gewährlei- 
sten. Zu den neu entwickelten Stücken gehören u. a. 
eine Keilhose, ein leichter Schnürstiefel, ein Auäbil- 
dungs- und Arbeitsanzug (der auch bei bestimmten 
Einsätzen getragen werden kann) und als Wetter- 
schutzbekleidung ein beschichteter Regenmantel. Die 
vorgenannten Stücke sind zum größten Teil bereits 
ausgeliefert oder befinden sich in der Fertigung. 

Es ist beabsichtigt, im Bundesgrenzschutz die ein- 
heitliche Dienstkleidung für Polizeivollzugsbeamte 
der Länder und des Bundes einzuführen. In diesem 
Zusammenhang wird geprüft, wie für den Fall eines 
bewaffneten Konflikts die unterschiedliche Kenn- 
zeichnung von Bundesgrenzschutzbeamten mit Kom- 
battantenstatus und Polizeivollzugsbeamten mit dem 
Status von Zivilpersonen im Sinne des IV. Genfer 
Abkommens vom 12. August 1949 völkerrechtlich 
eindeutig zu gewährleisten ist. Die Umstellung auf 
die neue Dienstkleidung wird aus Kostengründen 
nur schrittweise im Rahmen der verfügbaren Mittel 
verwirklicht werden können. Mit einem Umstel- 
lungszeitraum von mehreren Jahren ist zu rechnen. 


4 Rechtsverordnungen, Verwaltungsvereinbarungen, 
Verwaltungsvorschriften 

Die Durchführung des neuen BGS-Gesetzes und die 

Bewältigung der den Polizeivollzugsbeamten des 

BGS zugewiesenen Aufgaben hat den Erlaß von 

Rechtsverordnungen, Verwaltungsvereinbarungen 

und Verwaltungsvor schritten erforderlich gemacht. 

4.1 Rechtsverordnungen 

— Die Verordnung über die örtliche Zuständigkeit 
der BGS-Behörden vom 25. März 1973 (BGBl. I 
S. 309) wurde erlassen. 

— • Die Verkündung der Rechtsverordnung zu § 62 
BGS- Gesetz steht unmittelbar bevor. 

4.2 Verwaltungsvereinbarungen 

— Verwaltungsabkommen zu § 1 Nr. 1 i. V. m. § 63 
BGS-Gesetz über die Wahrnehmung von Auf- 
gaben des grenzpolizeilichen Einzeldienstes durch 
die Polizei des betreffenden Landes mit Bremen 
und Hamburg, vorübergehend auch mit Baden- 
Württemberg, wurden abgeschlossen. 

— Der Abschluß eines entsprechenden Verwaltungs- 
abkommens mit Bayern ist in Kürze zu erwarten. 

— Mit dem Auswärtigen Amt wurde eine Verwal- 
tungsvereinbarung Über die Abordnung von Po- 
lizeivollzugsbeamten im Bundesgrenzschutz zum 
Schutz deutscher Auslandsvertretungen geschlos- 
sen. 

— In einer Vereinbarung mit der Deutschen Luft- 
hansa über die Abstellung von Polizeivollzugs- 


beamten im Bundesgrenzschutz zur Unterstüt- 
zung der Deutschen Lufthansa bei der Wahrneh- 
mung von Sicherheitsaufgaben auf Auslandssta- 
tionen wurde der Einsatz dieser Beamten gere- 
gelt. 

4.3 Verwaltungsanordnungen und Verwaltungsvorschriften 

— Mit den Bekanntmachungen über den Schutz von 
Verfassungsorganen des Bundes und von Bun- 
desministerien, nämlich des Bundespräsidialam- 
tes, des Bundesverfassungsgerichts, des Bundes- 
kanzleramtes, ides Auswärtigen Amtes und des 
Bundesministeriums des Innern wurde die Über- 
nahme des Schutzes dieser zentralen Bundes- 
organe durch den Bundesgrenzschutz gemäß § 4 
BGS-Gesetz rechtlich eindeutig abgesichert. 

— Mit den Verwaltungsvorschriften über den Ein- 
satz des Bundesgrenzschutzes bei Naturkatastro- 
phen und besonders schweren Unglücksfällen 
vom 2. Mai 1974 wurden eingehende Regelungen 
für solche Einsätze getroffen. 

— Die von den Justiz- und Innenministern des Bun- 
des und der Länder ausgearbeiteten Bestimmun- 
gen über die Anwendung unmittelbaren Zwanges 
durch Polizeivollzugsbeamte auf Anordnung des 
Staatsanwalts wurden auch im Bundesgrenz- 
schutz eingeführt. 

Bei allen diesen Maßnahmen war es das Ziel der 
Bundesregierung, dem Bundesgrenzschutz im Rah- 
men des geltenden Rechts und ohne Änderung be- 
stehender Zuständigkeiten im möglichst weitem Um- 
fang für Aufgaben zur Aufrechterhaltung der öffent- 
lichen Sicherheit verfügbar zu machen und damit 
einen Beitrag zur Verbesserung der inneren Sicher- 
heit zu leisten. 

5 Organisation des Bundesgrenzschutzes 

Die Bundesregierung hat auch organisatorische Maß- 
nahmen durchgeführt oder eingeleitet, um den Bun- 
desgrenzschutz zu einer leistungsfähigen und stets 
einsatzbereiten Polizei auszugestalten. Dabei wurde 
die Grundkonzeption der Organisation des Bundes- 
grenzschutzes nicht in Frage gestellt. Die Bundesre- 
gierung ging vielmehr davon aus, daß die Organisa- 
tion des Bundesgrenzschutzes im Grundsatz aufga- 
benbedingt und -angemessen ist. Der Bundesgrenz- 
schutz soll auch weiterhin mit Masse in Verbänden 
organisiert sein. Die verstärkte Ausrichtung des 
Bundesgrenzschutzes auf Aufgaben im Bereich der 
inneren Sicherheit wird an einer solchen Grund- 
struktur nichts Wesentliches ändern. Sie könnte 
allenfalls auf die Dislozierung des Bundesgrenz- 
schutzes, nicht aber auf seine Organisation von maß- 
geblichem Einfluß sein, da der Bundesgrenzschutz — 
auch nach dem Verständnis der Länder bei Anforde- 
rungen im Rahmen von § 9 BGS-Gesetz vorwiegend 
als Verbandspolizei gebraucht wird. Das schließt 
nicht aus, daß für einzelne Aufgabenbereiche einzel- 
dienstliche Einsatzlösungen angestrebt werden, so 
daß es zu einer gewissen Vermehrung des einzel- 
dienstlichen Elements im Bundesgrenzschutz kom- 
men kann. 
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Bei den organisatorischen Maßnahmen hatte die 
Bundesregierung auf die Haushaltstage Rücksicht zu 
nehmen. Im Jahre 1974 führte diese auf Grund der 
Stelleneinsparungsauflage in § 14 des Haushaltsge- 
setzes zu einer Stellenverminderung im Bundes- 
grenzschutz. Ein Rationalisierungsgutachten, das von 
einer vom Bundesminister des Innern eingesetzten 
Prüf gruppe erarbeitet wurde, führte zu Umschichtun- 
gen und Verlagerungen von Planstellen. Unter Aus- 
schöpfung dieser Rationalisierungsmöglichkeiten 
war es unter anderem möglich, die durch das Haus- 
haltsgesetz angeordnete Verminderung von Plan- 
stellen durchzuführen, 

Folgende wesentliche organisatorische Maßnahmen 
wurden durchgeführt oder eingeleitet; 

5.1 Aufstellung der Grenzschutzgruppe 9 

In Übereinstimmung mit einem Beschluß der Innen- 
minister der Länder wurde im September 1972 die 
Grenzschutzgruppe 9 als Spezialeinheit des Bundes- 
grenzschutzes aufgestellt. Die Einheit hat die Auf- 
gabe, die Länderpolizeien bei der Bekämpfung von 
Straftaten im Bereich der Gewaltkriminalität zu un- 
terstützen. 

5.2 Verstärkung des Bundesgrenzschutzes im Raum Bonn 

Die dem Bundesgrenzschutz aufgrund des § 4 BGS- 
Gesetz übertragenen Sicherungsaufgaben für das 
Bundespräsidialamt, das Bundeskanzleramt, das 
Auswärtige Amt und das Bundesministerium des 
Innern konnte und kann der Bundesgrenzschutz 
trotz der Umgliederung und Verwendung der Tech- 
nischen Abteilung Mitte schon im Normalfall nur bei 
Aufbietung aller Kräfte wahrnehmen. Bei verschärf- 
ter Sicherheitslage sowie in Fällen, in denen die Po- 
lizei des Landes Nordrhein-Westfalen nach Maß- 
gabe des § 9 BGS-Gesetz um Unterstützung durch 
den Bundesgrenzschutz ersucht — diese Fälle haben 
ständig zugenommen — konnten die Aufgaben nicht 
mit den 1972 verfügbaren Kräften bewältigt werden. 
Die zur Wahrnehmung dieser Aufgaben bestehende 
Grenzschutzabteilung Bonn wurde daher ebenso wie 
die Technische Grenzschutzabteilung Mitte durch 
die Zuweisung neuer Planstellen in den Haushalten 
1972 und 1973 um insgesamt 77 Stellen verstärkt. 
Weitere unerläßliche Verstärkungen der im Raum 
Bonn stationierten BGS-Verbände werden möglichst 
durch Planstellenverlagerungen gewonnen werden. 

5.3 Ausbau des BGS-Hubschrauberdlenstes 
5.3.1 Hubschrauber-T ransportstaffel 

Im Jahre 1973 wurde mit der Aufstellung einer Hub- 
schraubertransportstaffel mit 18 Transporthub- 
schraubern begonnen. Diese Organisationseinheit 
ist dazu bestimmt, die vorwiegend in der Nähe der 
Grenze zur DDR und zur CSSR stationierten BGS- 
Verbände auf Anforderung schnell in das Innere des 
Bundesgebietes zu verbringen und damit die Nach- 
teile der derzeitigen Dislozierung der BGS-Verbände 
durch höhere Beweglichkeit auszugleichen. Das Be- 
schaffungsprogramm für die Maschinen wird voraus- 
sichtlich 1979 abgeschlossen sein. 


Zusätzlich wurden drei leichte Transporthubschrau- 
ber für die Grenzschutzgruppe 9 beschafft. Dadurch 
ist die Beweglichkeit und mithin der Einsatzwert 
dieser Sondereinheit erheblich gesteigert. 

5.3.2 Hubschrauber-Rettungsdienst 

Aus Gründen der Rationalisierung ist darauf ver- 
zichtet worden, für den Hübschrauberdienst des Ka- 
tastrophenschutzes eigenes fliegerisches Personal 
vorzuhalten und eine eigene Wartungskapazität auf- 
zubauen. Vielmehr werden alle Aufgaben, die mit 
dem fliegerischen und technischen Betrieb der Hub- 
schrauber Zusammenhängen, von der Grenzschutz- 
fliegergruppe wahrgenommen. Das fliegende Per- 
sonal wird zu diesem Zweck aus dem Personalbe- 
stand der Grenzschutzfliegergruppe gestellt, die 
Hubschrauber des Katastrophenschutzes werden zu- 
sammen mit den Maschinen des Bundesgrenzschut- 
zes vom Bundesgrenzschutz und in dessen Einrich- 
tungen gewartet. 

Zur Zeit werden nach diesem System die Stütz- 
punkte Ludwigshafen, Frankfurt, Köln, Hannover 
und Bremen betrieben. Die bisher vom ADAC be- 
triebene Station München ist zum 1. Januar 1975 
vom Bund übernommen und in dieses Betriebs- 
system aufgenommen worden. Weitere Hubschrau- 
ber sind als Springer eingesetzt, um Ausfallzeiten 
der anderen Maschinen abzudecken. 

Im Jahre 1974 sind drei weitere Hubschrauber des 
Katastrophenschutzes beschafft worden. Zwei dieser 
im Dezember ausgelieferten Maschinen sind noch im 
selben Monat in Kassel und in Dortmund/Lünen 
stationiert worden. 

Trotz des hohen Rationalisierungsgrades, der mit 
diesem Zusammenwirken von Katastrophenschutz 
und Bundesgrenzschutz erreicht wird, ist mit dem 
weiteren Ausbau des Hubschraubernetzes für Kata- 
strophenschutz und Rettungsdienst eine Anpassung 
der Kapazitäten des Bundesgrenzschutzes unaus- 
weichlich. 

5.4 Umorganisation der Einsatzabteilungen 

Die „Geschützten Hundertschaften" wurden aufge- 
löst. Je ein „Geschützter Zug" ist zu den jeweils 
gleichorganisierten drei Hundertschaften zugeord- 
net worden. Dadurch wird die Einsatz- und Verwen- 
dungsfähigkeit von geschlossenen Hundertschaften 
gefördert, und zwar auch für solche Einsätze, bei 
denen auf die Verwendung von geschützten Fahr- 
zeugen nicht verzichtet werden kann. 

Der bisherige „Schwere Zug" wurde durch einen 
„Sonderwagen zuzüglich Wasserwerferzug" ersetzt. 

5.5 Umorganisation der Technischen Abteilungen 

Die Umorganisation der drei Technischen Abteilun- 
gen ist eingeleitet. Dadurch soll ihre Verwendungs- 
fähigkeit zur Unterstützung der Länderpolizeien 
verbessert werden. Die Abteilungen stehen auch 
weiterhin für den technischen Katastropheneinsatz 
zur Verfügung. Sie bieten sich als Eingreifsreserve 
sowohl für polizeiliche als auch für technische Ein- 
sätze besonders an, weil sie nicht im unmittelbaren 
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Grenzgebiet stationiert sind und schneller zur Unter- 
stützung der Länderpolizeien herangeführt werden 
können. 

5.6 Gruppenstäbe 

Einzelne Gruppenstäbe sollen aus ihrer bisherigen 
Funktion herausgelöst und einer anderen Verwen- 
dung zugeführt werden. 

5.7 instandsetzungswesen 

Das Instandsetzungswesen des BGS wurde durch ein 
Rationalisierungsunternehmen überprüft. Die am 
16. Dezember 1974 eingegangenen Vorschläge wer- 
den z. Z. geprüft. 

5.8 Organisation des Ausbildungsbereichs 

Die durch den Bericht „Ausbildung beim BGS" ver- 
anlaßte Neukonzeption der Ausbildung erfordert 
eine Vielzahl organisatorischer Maßnahmen, die be- 
reits eingeleitet oder vorbereitet sind. 

— Es ist notwendig, zunächst vier Einsatzabteilun- 
gen in Ausbildungsabteilungen umzugliedern, 
weil nur so der künftige Ausbildungsbedarf be- 
wältigt werden kann. Damit vermindert sich vor- 
übergehend die Einsatzstärke des BGS, die Qua- 
lität der verbleibenden Einsatzverbände wird 
aber wesentlich erhöht. 

— Planungen für die Umorganisation der Grenz- 
schutzschule sind angelaufen, um diese den ge- 
änderten Anforderungen anzupassen. 

— Die Errichtung einer Fachhochschule wird ange- 
strebt; dort soll künftig die Fachausbildung für 
die Anwärter des gehobenen Polizeivollzugs- 
dienstes im BGS durchgeführt werden. 


6 Grenzschutzeinzeidienst 
6.1 

Den Maßnahmen zur Fortentwicklung des Bundes- 
grenzschutzes kommt auch im Bereich des Grenz- 
schutzeinzeldienstes eine große Bedeutung zu. Die 
Mobilität reisender Einzeltäter und krimineller Ver- 
einigungen ist erheblich gestiegen. Zugleich ist auch 
die dem internationalen Verbrechertum zuzurech- 
nende Kriminalität stark angestiegen. Dies zwingt 
zu einer Intensivierung der Grenzfähndung, um sol- 
chen Täterkreisen die Einreise unmöglich zu machen 
oder die Chance für die Flucht in das Ausland zu 
vereiteln. Daneben muß die Einreisekontrolle auch 
deshalb verstärkt werden, um vermehrten Bestre- 
bungen von Ausländern zu begegnen, mit dem Ziele 
der illegalen Arbeitsaufnahme in die Bundesrepu- 
blik Deutschland zu gelangen. Weitere Gründe für 
die personelle Verstärkung des Grenzschutzeinzel- 
dienstes waren die Errichtung neuer Grenzüber- 
gangsstellen an der Grenze zur DDR, die Übernahme 
der grenzpolizeilichen Kontrolle auf dem Flughafen 
Stuttgart und an der Grenzübergangsstelle Böglum 
sowie die Zunahme des grenzüberschreitenden Ver- 
kehrs auf den Flughäfen. 


6.2 

Durch Zuweisung neuer Stellen in den Haushalts- 
jahren 1973 und 1974 sowie durch Umschichtung von 
Stellen der Verbände des Bundesgrenzschutzes zum 
Grenzschutzeinzeidienst konnte der Personalbestand 
des Grenzschutzeinzeldienstes angemessen erhöht 
werden. Darüber hinaus wurden dem Grenzschutz- 
einzeidienst in den letzten Jahren während der 
Hauptreisezeiten jeweils mehr als 300 Beamte der 
Verbände vorübergehend als Verstärkungskräfte zu- 
gewiesen. 

6.3 

An besonderen Maßnahmen sind zu erwähnen: 

— Für überraschende Kontrollen wurden 1972 erst- 
mals zwei motorisierte Fahndung s gruppen auf- 
gestellt. Die Aufstellung weiterer sechs Fahn- 
dungsgruppen ist vorbereitet. 

— Die Leistungsfähigkeit der Grenzschutzdirektion 
als Fahndungsleitstelle für die Grenzfahndung 
wurde personell und materiell verbessert. 

— Die Ausbildung der Beamten des Grenzschutz- 
einzeldienstes konnte durch Errichtung der 
Schule des Grenzschutzeinzeldienstes in Trois- 
dorf intensiviert werden. 

6.4 

Begleitet wurde diese Verbesserung der personellen 
Verhältnisse des Grenzschutzeinzeldienstes durch 
ein modernes und den heutigen Anforderungen an 
eine wirksame Grenzfahndung genügendes Nach- 
richtenwesen: 

— Alle Grenzschutzstellen wurden mit Fernschrei- 
bern ausgestattet. 

— Der Anschluß der Grenzdienststellen an das poli- 
zeiliche Auskimfts- und Informationssystem 
(INPOL) wurde Ende 1973 begonnen. Damit ha- 
ben diese Dienststellen die Möglichkeit des un- 
mittelbaren Zugriffs zum gesamten fahndungs- 
relevanten Informationsmaterial, das in der 
EDV-Anlage des Bundeskriminalamtes über 
Straftäter und sonstige gesuchte Personen ge- 
speichert ist. Der Ausbau wird bis Mitte des 
Jahres 1975 abgeschlossen sein. Die Zahl der 
grenzpolizeilichen Aufgriffe ist seither erheblich 
angestiegen, 

— Durch Errichtung von 28 Empfangsgeräten, ver- 
teilt auf den gesamten Bereich des Grenzschutz- 
einzeldienstes, wurde ein Nachrichtensystem auf- 
gebaut, das die Telebil'dübertragung für Fahn- 
dungszwecke für den gesamten Grenzbereich 
sicherstellt. 

— die Grenzübergangsstellen werden funktechnisch 
so ausgestattet werden, daß ein direkter Sprech- 
funkverkehr mit den Landespolizeidienststellen 
möglich wird, 

7 Grenzschutzdienstpflicht 

Die Grenzschutzdienstpflicht wurde durch das 
sechste Gesetz zur Änderung des Wehrpflichtgeset- 
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zes vom 13. Januar 1969 eingeführt und im BGS- 
Gesetz vom 18. August 1972 beibehalten. Diese Re- 
gelungen schufen die gesetzlichen Grundlagen dafür, 
zum Ausgleich eines Personalfehlbestandes im Bun- 
desgrenzschutz Grenzschutzdienstpflichtige zu einem 
ursprünglich 18-, später 15monatigen Grenzschutz- 
grunddienst heranzuziehen und eine Grenzschutz- 
reserve für Zeiten eines erhöhten Bedarfs an Poli- 
zeivollzug&beamten zu bilden. Die im Jahre 1973 
deutlich spürbar gewordene Verbesserung der Per- 
sonallage — 1973 wurde erstmals eine Iststärke von 
über 20 000 Mann erreicht — ermöglichte die Ent- 
scheidung des Bundesministers des Innern, vom 
1. Oktober 1973 an auf die Heranziehung von 
Grenzschutzdienstpflichtigen zum Grenzschutzgrund- 
dienst zu verzichten. Mit Ausnahme einiger Sani- 
tätsoffiziere, deren Heranziehung wegen des nach 
wie vor bestehenden hohen Fehlbestandes an Ärz- 
ten im Bundesgrenzschutz derzeit nicht zu umgehen 
ist, wird der letzte Grenzschutzdienstleistende den 
Bundesgrenzschutz am 31. Dezember 1974 verlassen. 

Die günstige Entwicklung der Personallage war auch 
ein Erfolg der in den letzten Jahren intensivierten 
Werbemaßnahmen (erhöhter Mittelansatz, Einsatz 
hauptamtlicher Werbebeamter, Gewährung von 
Werbeprämien). Im Rahmen zweier Werbehalbjahre 
gelang es, dem Bundesgrenzschutz im Jahre 1974 
mehr als 6 500 junge Beamte neu zuzuführen (Ver- 
gleich: 1973 = 3 500, 1972 = 3 200, 1971 = 3 700). 
Parallel zu diesen Bemühungen verliefen die auf 
die Einstellung von Bewerbern mit besserer Schul- 
bildung gerichteten Anstrengungen. Das Verhältnis 
zwischen Hauptschülern und Bewerbern mit mittle- 
rem oder höherem Bildungsabschluß konnte dadurch 
von ca. 3 : 1 im Januar 1974 auf ca. 1 : 1 im Oktober 
1974 verbessert werden. 

Im Rahmen der internen Personalwerbung ist es ge- 
lungen, etwa 2 200 Angehörige des Bundesgrenz- 
schutzes, die ursprünglich nur für eine kurze Dienst- 
zeit im Bundesgrenzschutz verbleiben wollten, zu 
einer Verlängerung ihrer Dienstzeit zu bewegen; 
die Gewährung der Polizeizulagen hat sich auf die- 
ses Bemühen vorteilhaft ausgewirkt. 

Die Bundesregierung ist zwischenzeitlich auch der 
Frage nachgegangen, ob dem ausgesprochenen Ver- 
zicht auf die weitere Heranziehung von Grenzschutz- 
dienstpflichtigen zum Grenzschutzgrunddienst ent- 
sprechende Änderungen der einschlägigen Bestim- 
mungen des BGS-Gesetzes folgen müssen. Zur Prü- 
fung u. a. auch dieser Frage hat der Bundesminister 
des Innern die Kommission „Grenzschutzdienst- 
pflicht und Kombattantenstatus" einberufen, der 
Mitglieder der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr, des Bundesgrenzschutzver- 
bandes e. V. und Beamte des Bundesministerium des 
Innern angehörten. Die Kommission hat ihren Be- 
richt am 20. Dezember 1974 vorgelegt. 

Im Zusammenhang mit der Erörterung der Grenz- 
s chutz di enstp flicht schlägt sie vor, den 5. Abschnitt 
des BGS-Gesetzes zu ändern und auf die Möglich- 
keit einer Verpflichtung zum Grenzschutz grund- 
dienst künftig zu verzichten. Die Möglichkeit, ehe- 
malige Polizeivollzugsbeamte des Bundesgrenzschut- 
zes zu Grenzschutzübungen und (im Notstand oder 


im Verteidigungsfall) zum unbefristeten Grenz- 
schutzdienst zu verpflichten, soll dagegen erhalten 
bleiben. Die vorgeschlagene Änderung soll nach An- 
sicht der Kommission gemeinsam mit den besol- 
dungsrechtlichen Maßnahmen zur Verbesserung der 
Personalstruktur des Bundesgrenzschutzes erfolgen. 

Der Bundesminister des Innern wird die Vorschläge 
in seine weiteren Überlegungen einbeziehen. 


8 Internationale Polizeikonvention 
8.1 

Die Bundesregierung hat zuletzt mit Bericht vom 
1. Juni 1971 auf Drucksache VI/2258 den Deutschen 
Bundestag über den Stand der Bemühungen unter- 
richtet, eine Verdeutlichung des völkerrechtlichen 
Schutzes der Polizeibeamten im Kriegsfall zu errei- 
chen. 

Die damaligen Bemühungen standen im Zusammen- 
hang mit Initiativen der Beratenden Versammlung 
des Europarates, die dann — wie im Bericht vom 
1. Juni 1971 ausführlich behandelt — zu der an das 
Ministerkomitee des Europarates gerichteten Emp- 
fehlung 601 geführt haben. Darin war unter anderem 
gefordert worden, durch eine Genfer Konvention 
über den Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten 
sicherzustellen, daß diese Konvention auf Polizei- 
beamte anzuwenden ist. In der Empfehlung werden 
auch bestimmte Initiativen des Ministerkomitees 
angeregt. 

Zu den von der Beratenden Versammlung ge- 
wünschten Aktivitäten des Ministerkomitees ist es 
jedoch nicht gekommen. In den sehr eingehenden 
Erörterungen über die Empfehlung der Beratenden 
Versammlung gelangten die namens des Minister- 
komitees handelnden Ministerbeauftragten des 
Europarates zu dem abschließenden Ergebnis, daß 
nicht der Europarat, sondern das Internationale 
Komitee vom Roten Kreuz aufgrund seiner welt- 
weiten Kontakte den geeigneten Rahmen für eine 
Lösung des Problems biete; sie haben deshalb dieser 
Organisation den Text der Empfehlung 601 über- 
mittelt. Sie haben der Beratenden Versammlung mit- 
geteilt, daß sie nicht in der Lage seien, im Sinne der 
Empfehlung 601 tätig zu werden. In der gleichzeitig 
mitgeteilten Begründung ist unter anderem ausge- 
führt: 

„Es besteht Anlaß, darauf hinzuweisen, daß die Gen- 
fer Konvention vom 12. August 1949 über den 
Schutz der Kriegsopfer keinen besonderen Hinweis 
auf die Polizei enthalten. Jedoch stehen die Ange- 
hörigen der Polizei unter dem durch die 4. Kon- 
vention gewährten Schutz, wenn sie nicht an Kriegs- 
handlungen teilnehmen. Dieses hängt aber von den 
auf nationaler Ebene getroffenen Entscheidungen 
ab. So gibt es einige Staaten, in denen die Angehö- 
rigen der Polizeikräfte niemals aufgefordert wer- 
den können, an Kriegshandlungen teilzunehmen, 
während in anderen Staaten zumindest bestimmte 
Kategorien von Polizeikräften dazu gebracht wer- 
den können, Kriegshandlungen durchzuführen. In 
diesem letzten Fall sind die Polizeibeamten, um die 
es geht, natürlich nicht von der 4. Genfer Konven- 
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tion geschützt, sondern nur von den drei anderen 
Konventionen von 1949. 

Diese Verschiedenheit der in den verschiedenen 
Ländern den Polizeikräften in Kriegszeiten zuge- 
wiesenen Aufgaben macht eine einheitliche Lösung 
im Zusammenhang mit den Konventionen schwierig, 
ja unmöglich. Selbst wenn man nur den ausdrück- 
lichen Schutz der Polizeibeamten durch die 4. Kon- 
vention ins Auge faßt, die in keiner Weise an 
Kriegshandlungen teilnehmen, könnte eine annehm- 
bare Lösung nur nach einmütiger Zustimmung aller 
Vertragsstaaten gesucht werden: 

entweder durch eine maßgebende Auslegung in 
Form einer von allen Vertragsstaaten angenom- 
menen Erklärung 

— oder durch den Abschluß einer neuen Verein- 
barung über die Auslegung der Konvention. 

In beiden Fällen ist die einstimmige Einwilligung 
aller Staaten wesentliche Bedingung, um das ge- 
wünschte Ergebnis zu erreichen. Wenn nämlich eine 
bestimmte Auslegung der 4. Genfer Konvention nur 
von einem Teil der Vertragsstaaten angenommen 
wird, könnten sich die anderen Staaten auf ihre Ent- 
haltung berufen, um die Meinung zu vertreten, daß 
eine solche Auslegung sie nicht bindet, und sich so 
der Verpflichtung entziehen, die sich aus der auf 
diese Weise ausgelegten Konvention ergeben 
würde. 

Die gleiche Situation würde entstehen, wenn eine 
Initiative eines oder mehrerer der Vertragsstaaten, 
die darauf abzielt, zu einer maßgebenden einstim- 
migen Auslegung zu gelangen, oder die Einberufung 
einer Diplomatenkonferenz mit der Aufgabe, eine 
formelle Vereinbarung gemäß den von der Beraten- 
den Versammlung aufgezeigten Richtlinien auszu- 
arbeiten, nicht von allen Vertragsstaaten begrüßt 
würde. Im eigenen Interesse der zU schützenden Per- 
sonen dürfte eine derartige Initiative nur dann ins 
Auge gefaßt werden, wenn im voraus feststeht, daß 
alle Vertragsstaaten dafür sind. Diese Sicherheit be- 
steht aber unter den gegenwärtigen Umständen 
nicht." 

8.2 

Die Beratende Versammlung des Europarates hat im 
Herbst 1973 eine generelle Initiative zur Weiterent- 
wicklung des internationalen humanitären Völker- 
rechts ergriffen. Durch Zusatzantrag der deutschen 
Delegation wurde in die zugrunde liegende Empfeh- 
lung 714 über Aspekte des humanitären Völker- 
rechts ausdrücklich auch die Frage des völkerrecht- 
lichen Schutzes der Polizei aufgenommen. 

Die Ministerbeauftragten haben die an das Minister- 
komitee gerichtete Empfehlung erörtert. Dabei hat 
der Vertreter der Bundesregierung erneut den völ- 
kerrechtlichen Schutz der Polizeibeamten angespro- 
chen und empfohlen, auf der Grundlage der Empfeh- 
lung 601 in eine erneute Prüfung des Fragenbereichs 
einzutreten. Im Ergebnis setzte sich aber die Auf- 
fassung durch, im Hinblick auf die für das Frühjahr 
1974 in Aussicht genommene Diplomatische Konfe- 


renz in Genf (siehe dazu unter 8.3) die Angelegen- 
heit zunächst zurückzustellen. In dem Zwischenbe- 
scheid an die Beratende Versammlung wurde mitge- 
teilt, daß alle Mitgliedstaaten des Europarates be- 
absichtigen, an der bevorstehenden Konferenz in 
einem konstruktiven Geiste teilzunehmen, um die 
bestehenden Bestimmungen über das Menschenrecht 
im Kriege zu ergänzen und zu erweitern. Gleich- 
zeitig wurde aber auch darauf hingewiesen, daß sich 
einige Mitgliedsregierungen nicht allen Vorschlä- 
gen, die in der Empfehlung der Versammlung ent- 
halten sind, anschließen können. 

8.3 

Die Erwartungen, die die Bundesregierung in dieser 
Angelegenheit in den Verlauf der Diplomatischen 
Konferenz vom 20. Februar bis 29. März dieses 
Jahres in Genf gesetzt hatte, haben sich nicht erfüllt. 
Die deutsche Delegation war angewiesen, sobald 
sich Gelegenheit dazu bot, präzisierte Vorstellungen 
zur Verdeutlichung des Schutzes der Polizeibeam- 
ten zu vertreten; vorsorglich waren auch Alternativ- 
vorschläge vorgesehen. In intensiven Sondierungs- 
gesprächen mit Vertretern anderer westeuropäischer 
Staaten gelang es nicht, nachhaltiges Verständnis 
und Unterstützung für eine Erörterung des Problems 
zu erwirken. Auf dieser ersten Sitzungsperiode der 
Diplomatischen Konferenz, maßgeblich geprägt von 
spezifischen Belangen jungen Staaten in Afrika und 
Asien, standen andere Probleme weitaus im Vorder- 
grund. 

8.4 

Die Bundesregierung hat internationale Konferen- 
zen und Konsultationen zur Neubestätigung und 
Weiterentwicklung des humanitären Völkerrechts 
wiederholt zum Anlaß genommen, einschlägige Be- 
mühungen um das Zustandekommen eines verbes- 
serten völkerrechtlichen Schutzes der Polizeibeamten 
zu fördern. 

Der Problemkreis wurde namentlich auf Regierungs- 
sachverständigen-Konferenzen erörtert, die auf Ein- 
ladung des Internationalen Komitees vom Roten 
Kreuz im Mai 1971 und 1972 in Genf stattfanden. 
Aufgrund dieser Beratung hat das Internationale 
Komitee vom Roten Kreuz in seine Entwürfe der Zu- 
satzprotokolle zu den Genfer-Rotkreuz-Abkommen 
— Juni 1973 — • den Begriff „zivile Polizeikräfte" 
aufgenommen, allerdings nicht als Hinweis auf ihren 
Status zur Verdeutlichung des Schutzes, sondern in 
anderem Zusammenhang (neutrale Orte). 

8.5 

Wenn die bisherigen Anstrengungen auch noch 
keinen Erfolg gehabt haben, und ein solcher sich 
noch nicht absehen läßt, so wird sich die Bundesre- 
gierung jedoch nach wie vor beharrlich bemühen, 
alle ihr bekanntwerdenden konkreten Ansätze, die 
zu einer klarstellenden Auslegung des geltenden 
humanitären Kriegs Völkerrechts zugunsten der Poli- 
zeibeamten führen können, zu fördern; sie wird 
entsprechende Initiativen unterstützen. 
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9 Kombattantenstatus für die Verbände 
des Bundesgrenzschutzes 

9.1 

Wie unter Nummer 8 dargelegt, konnten trotz aller 
Anstrengungen keine Fortschritte in Richtung auf die 
Ausarbeitung einer internationalen Polizeikonven- 
tion erzielt werden. Entwicklungen auf diesem Ge- 
biet stellen somit die Notwendigkeit des in § 64 
BSG-Gesetz festgelegten Kombattantenstatus für die 
Verbände des Bundesgrenzschutzes nicht in Frage. 

9.2 

Die Bundesregierung hat aber unabhängig davon ge- 
prüft, ob die Gründe für den Kombattantenstatus der 
Verbände des Bundesgrenzschutzes f ortbestehen. Der 
Bundesminister des Innern hat die bereits in Num- 
mer 7 erwähnte Kommission „Grenzschutzdienst- 
pflicht und Kombattantenstatus" damit beauftragt, 
auch dieser Frage nachzugehen. Dabei hat sich erge- 
ben, daß eine einheitliche Auffassung der Kommis- 
sion über alle Aspekte dieses Fragenbereiches und 
über die zu ziehenden Folgerungen nicht zu errei- 
chen war. 

9.3 

Einvernehmen bestand in der Kommission darüber, 
daß der Kombattantenstatus für eine polizeiliche In- 
stitution in der Bundesrepublik Deutschland außer- 
halb des Bundesgrenzschutzes nicht vorgesehen ist, 
die Verbände des § 64 BGS-Gesetz also von den 
übrigen polizeilichen Einrichtungen in der Bundes- 
republik Deutschland abheben. 

Einigkeit bestand ferner darüber, daß der Bundes- 
grenzschutz für den Fall eines Krieges nicht in die 
militärische Verteidigung des Bundesgebietes einge- 
plant werden darf. 

9.4 

Eine Mehrheit der Kommission hält den Kombattan- 
tenstatus unter den derzeitigen völkerrechtlichen 
Verhältnissen für erforderlich wegen 

— der dem Bundesgrenzschutz in Artikel 91 Abs. 2 
und Artikel 115 f Abs. 1 Nr. 1 des Grundgesetzes 
sowie in den §§ 2 und 3 des BGS-Gesetzes zuge- 
wiesenen besonderen Aufgaben und 

— der derzeitigen ganz überwiegenden Unterbrin- 
gung im Grenzraum. 

Bei dieser Lage kann es nach Ansicht der Kommis- 
sionsmehrheit nicht ausgeschlossen werden, daß Ver- 
bände des Bundesgrenzschutzes zu Beginn eines be- 
waffneten Konflikts in Kampfhandlungen mit feind- 
lichen Streitkräften verwickelt werden. Ist das aber 
der Fall, so würden an solchen Kampfhandlungen 
beteiligte Angehörige der Verbände des Bundes- 
grenzschutzes objektiv gegen das Kriegsvölkerrecht 
verstoßen. Sie könnten als Freischärler behandelt 
werden. Bei dieser Lage hält es die Mehrheit der 
Kommission aus Fürsorgegründen für erforderlich, 
den Angehörigen der Verbände des Bundesgrenz- 
schutes den Schutz zu gewähren, den das Kriegs- 
völkerrecht für Kombattanten vorsieht. 


Die Mehrheit der Kommission verkennt nicht, daß 
auch Gründe gegen den Kombattantenstatus vorge- 
bracht werden können, meint aber, daß bei Abwä- 
gung aller Umstände die für den Kombattantenstatus 
sprechenden Gesichtspunkte überwiegen. 

9.5 

Eine Minderheit der Kommission fordert dagegen 
die Beseitigung des Kombattantenstatus der Ver- 
bände des Bundesgrenzschutzes, weil er 

— mit dem Charakter des Bundesgrenzschutzes als 
Polizei und mit dem Berufsbild eines Polizeibe- 
amten unvereinbar sei und 

— die Zusammenarbeit mit den Länderpolizeien ge- 
fährde. 

9.6 

Die Bundesregierung hält nach Abwägung aller für 
und gegen den Kombattantenstatus sprechenden 
Gründe unter den dargelegten gegenwärtigen Vor- 
aussetzungen an der von der Mehrheit der Kommis- 
sion vertretenen Auffassung fest. Sie verkennt nicht, 
daß die Regelung des § 64 BGS-Gesetz die Verbände 
des Bundesgrenzschutzes von den übrigen Polizeien 
in der Bundesrepublik Deutschland in einer bedeut- 
samen Frage abhebt. Sie übersieht auch nicht 
Schwierigkeiten, die sich aus dieser den Bundes- 
grenzschutz von den anderen Polizeien unterschei- 
denden Regelung ergeben. Insbesondere nimmt sie 
die Argumente derjenigen ernst, die auf den Abbau 
von Regelungen drängen, die den Bundesgrenz- 
schutz hier noch von anderen Polizeien unterschei- 
den. 

Die Bundesregierung spricht sich für die Beibehal- 
tung des Kombattantenstatus für die Verbände des 
Bundesgrenzschutzes ausschließlich aus Gründen der 
Fürsorge gegenüber den Angehörigen der Verbände 
des Bundesgrenzschutzes aus. 

Sie hält die bereits vom Innenausschuß des Deut- 
schen Bundestages in der Drucksache IV/3200 aufge- 
führten Gründe für die Zuerkennung des Kombat- 
tantenstatus an die Angehörigen der Verbände des 
Bundesgrenzschutzes, die sich auch die Mehrheit der 
oben erwähnten Kommission zu eigen gemacht hat, 
nach wie vor für überzeugend und durchschlagend. 
Sie gründet ihre Auffassung auf das z. Z. geltende 
Kriegsvölkerrecht und bezieht in ihre Überlegungen 
die besonderen Aufgaben und die derzeitige Unter- 
bringung des ganz überwiegenden Teils der Ver- 
bände des Bundesgrenzschutzes im Grenzgebiet ein. 
Die derzeitige Stationierung der Verbände des Bun- 
desgrenzschutzes mag in Zukunft im Hinblick auf die 
neuen Aufgaben und Verwendungsmöglichkeiten 
des Bundesgrenzschutzes gewisse Änderungen erfor- 
dern; es wird aber für die absehbare Zukunft dabei 
bleiben, daß die Masse der Verbände des Bundes- 
grenzschutzes im grenznahen Gebiet untergebracht 
ist. Bei dieser Lage ist nach wie vor nicht auszu- 
schließen, daß Verbände des Bundesgrenzschutzes 
zu Beginn eines bewaffneten Konflikts in Kampf- 
handlungen mit feindlichen Streitkräften verwickelt 
werden. Die Bundesregierung muß Vorsorge dage- 
gen treffen, daß gegnerische Kombattanten in sol- 
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dien Fällen eine völkerrechtliche Legitimation be- 
sitzen, Angehörige der Verbände des Bundesgrenz- 
schutzes als Freischärler zu behandeln. 

9.7 

Die Bundesregierung schließt nicht aus, daß sich im 
Fall einer Änderung der völkerrechtlichen Lage auch 
eine andere Beurteilung in bezug auf den Kombat- 
tantenstatus der Verbände des Bundesgrenzschutzes 
ergeben kann. Sollte etwa eine doch noch erreich- 
bare internationale Polizeikonvention die Rechts- 
stellung der Polizei im Falle eines bewaffneten Kon- 
flikts so klären, daß die dargelegten Befürchtungen 
für eine Behandlung von Angehörigen der Verbände 
des Bundesgrenzschutzes als Freischärler nicht mehr 
bestehen, so könnte u. U. auf § 64 BGS-Gesetz ver- 
zichtet werden. Die Bundesregierung glaubt, der Ent- 
schließung des Deutschen Bundestages vom 22. Juni 
1972 die gleiche Auffassung entnehmen zu können. 
Sie schließt aus der Formulierung der Nummer 4 
Buchstaben c und d der Entschließung, daß auch nach 
Auffassung des Deutschen Bundestages die Frage 
des Fortfalls des Kombattantenstatus für Verbände 
des Bundesgrenzschutzes vom Zustandekommen 
einer internationalen Polizeikonvention abhängig 
ist. 


III. Zwischenbilanz und Ausblick 

In der seit Inkrafttreten des neuen BGS-Gesetzes 
vergangenen Zeit hat der Bundesgrenzschutz die ihm 
gestellten Aufgaben erfüllt. Insbesondere hat er ne- 
ben der Wahrnehmung seiner eigenen Aufgaben zu- 
nehmend die Rolle einer Eingreifreserve zur Unter- 
stützung der Länderpolizeien übernommen. Die Län- 
der haben ihn zunehmend als zusätzliches Sicher- 
heitspotential in Anspruch genommen und damit die 
Bedeutung dieser ihm durch das BGS-Gesetz zuge- 
wiesenen Funktion bestätigt. 

Die Einsatzvielfalt wird durch folgende nur beispiel- 
hafte Zusammenstellung belegt: 

— Anläßlich der Besuche von besonders gefährde- 
ten Staatsgästen der Bundesrepublik Deutsch- 
land (Parteisekretär Breschnjew, Staatsratsvor- 
sitzender Ceaucescu, Staatspräsident Thieu, 
Staatspräsident Tito) waren starke Sicherungs- 
kräfte des Bundesgrenzschutzes im Großen Si- 
cherheits- und Ordnungsdienst für Schutzaufga- 
ben eingesetzt. 

— Einheiten des Bundesgrenzschutzes haben zur 
Unterstützung der zuständigen Länderpolizeien 
seit 1970 in sehr personalintensiven Dauereinsät- 
zen Sicherungsmaßnahmen, zum großen Teil auch 
in Form eines polizeilichen Einzeldienstes, auf 
den meisten Flughäfen der Bundesrepublik 
Deutschland mit internationalem Verkehr (Frank- 
furt, Hamburg, Hannover, Bremen, Stuttgart, 
Köln/Bonn und München) durchgeführt. Dabei 
wurden Schußwaffen, Schußmunition, Stich- und 
Hiebwaffen sowie andere Waffen in großer Zahl 
sichergestellt. 


— Zum Schutz besonders gefährdeter ausländischer 
Missionen sind laufend Kräfte des Bundesgrenz- 
schutzes im Großraum Bonn auf Anforderung des 
Innenministers des Landes Nordrhein-Westfalen 
eingesetzt. 

— Auch im Land Baden-Württemberg sind erheb- 
liche Kräfte des Bundesgrenzschutzes zu Siche- 
rungszwecken eingesetzt. 

— Die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 4 BGS- 
Gesetz (Schutz von Verfassungsorganen und Bun- 
desministerien) hat eine wesentliche Verstärkung 
der eingesetzten BGS-Einheiten notwendig ge- 
macht. 

— Polizeivollzugsbeamte des Bundesgrenzschutzes 
sind seit längerem auf Anforderung des Aus- 
wärtigen Amtes für Sicherheits- und Objekt- 
schutzaufgaben zu Deutschen Auslandsvertretun- 
gen abgeordnet. 

— ■ Kräfte des Bundesgrenzschutzes wirken bei wei- 
teren Schutz- und Sicherungsmaßnahmen im In- 
nern des Bundesgebietes mit. 

— Polizeivollzugsbeamte nehmen Sicherungsaufga- 
ben bei Stationen der Deutschen Lufthansa im 
Ausland wahr. 

— Der Bundesgrenzschutz wurde bei Großfahndun- 
gen und Suchaktionen, aber auch zur Unterstüt- 
zung der Länderpolizeien im Rahmen des Gro- 
ßen Sicherheits- und Ordnungsdienstes bei Groß- 
veranstaltungen aller Art eingesetzt. 

— Der Bundesgrenzschutz hat die fliegerische Be- 
treuung und Wartung der Rettungshubschrauber 
in Ludwigshafen, Frankfurt, Köln, Hannover, 
Bremen, Kassel und Lünen übernommen. 

— Der durch Personal aus den Verbänden ver- 
stärkte Grenzschutzeinzeldienst hat die Grenz- 
fahndung intensiviert und bei der Einreisekon- 
trolle im Jahre 1973 185 000 Personen zurückge- 
wiesen und über 7500 Personen beim Versuch 
der Ein- oder Ausreise vorläufig festgenommen; 
in der Zeit vom 1. Januar 1973 bis zum 30. Sep- 
tember 1974 wurden fast 16 000 Ausländer beim 
Versuch der Einreise in die Bundesrepublick 
Deutschland wegen des Verdachts einer uner- 
laubten Arbeitsaufnahme zurückgewiesen. 

Die wachsende Bereitschaft der Länder, den Bundes- 
grenzschutz für Aufgaben im Bereich der inneren 
Sicherheit heranzuziehen, bestätigt, daß sich die dem 
BGS-Gesetz vom 18. August 1972 zugrunde liegende 
kooperative Konzeption bewährt hat. Mit dem BGS- 
Gesetz und den auf seiner Grundlage durchgeführ- 
ten Einzelmaßnahmen wurde, das kann schon jetzt 
festgestellt werden, ein wesentlicher Beitrag zur Ge- 
währleistung der inneren Sicherheit in der Bundes- 
republik Deutschland erbracht. Die Bundesregierung 
wird den eingeschlagenen Weg entschlossen weiter- 
verfolgen und hofft auf die Unterstützung der ge- 
setzgebenden Körperschaften bei der Verwirkli- 
chung ihrer Absichten. 
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